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Editorial
Auch mit dieser Ausgabe des „Steuer-
fuchs“ informieren wir Sie wie gewohnt 
über aktuelle steuerliche Entwicklungen. 
Im Fokus stehen dabei insbesondere 
die geplante Umsatzsteuersenkung 
auf ausgewählte Grundnahrungsmittel 
ab 1.7.2026, neue EU- und nationale  
Paketabgaben im Online-Handel sowie 
verstärkte Transparenz- und Mitwirkungs-
pflichten im Bereich Kryptowährungen. 
Darüber hinaus greifen wir praxis- 
relevante Themen in der Personal- 
verrechnung auf.
Wir wünschen Ihnen eine informative 
Lektüre und einen erfolgreichen Start in 
die Sommermonate.

Umsatzsteuer- 
senkung bei ausge-
wählten Nahrungs-
mitteln ab 1.7.2026
Mit einer Novelle zum Umsatzsteuer-
gesetz wurde die Einführung eines 
neuen ermäßigten Umsatzsteuersatzes 
von 4,9 % für ausgewählte Grund- 
nahrungsmittel beschlossen. Die Maß-
nahme tritt mit 1. Juli 2026 in Kraft und 
gilt zeitlich unbefristet. Ziel ist insbe-
sondere eine Entlastung der Haushalte 
sowie eine Dämpfung der Inflation.

Anwendungsbereich
Der ermäßigte Steuersatz betrifft eine 
Reihe von Grundnahrungsmitteln,  
insbesondere Milchprodukte, Eier,  
Brot und Gebäck, Mehl, Reis, Nudeln, 
Obst sowie zahlreiche Gemüsesorten 
(inkl. Tiefkühlprodukte).
Die Begünstigung knüpft strikt an 
die zolltarifliche Einreihung in die  
Kombinierte Nomenklatur (KN) an. 
Maßgeblich ist daher ausschließlich die 
objektive Klassifikation des Produkts.

Gerade in diesem Zusammenhang 
zeigt sich in der Praxis eine erhebliche  
Komplexität: So kann etwa bei Backwaren  
(z. B. Laugengebäck) sogar der Fett-
gehalt der Trockenmasse darüber  
entscheiden, ob der Steuersatz von 
4,9 % zur Anwendung kommt. 
Nicht umfasst sind insbesondere:
•	 Lebensmittel, die nicht ausdrücklich in  
	 Anlage 3 zum UStG genannt sind  
	 (weiterhin 10 %).
•	Zusammengesetzte Produkte 
	 (z. B. belegte Brote oder Wurst- 
	 semmeln), da keine „ausschließliche  
	 Lieferung“ eines begünstigten Gegen- 
	 stands vorliegt.
•	Gastronomische Leistungen 
	 (z. B. Verzehr vor Ort)
•	 Die pauschalierte Land- und Forstwirt- 
	 schaft.
•	 Bestimmte Produkte aufgrund ihrer  
	 Zusammensetzung.

Auch wenn einzelne Komponenten  
begünstigt wären, gilt bei Kombinationen  
einheitlich der nicht begünstigte  
Steuersatz (z. B. Buttersemmel oder 
Wurstsemmel). 

Systematik und Abgrenzungsfragen
Die Neuregelung folgt der bisherigen  
Systematik des UStG:
•	 Entscheidend ist die objektive Waren- 
	 klassifikation, nicht Verwendungs- 
	 zweck oder Kundengruppe.
•	Verpackungen teilen das Steuer- 
	 schicksal des Inhalts.
•	 Bei gemischten Lieferungen ist 
	 grundsätzlich keine Aufteilung möglich.

Für die Praxis ergeben sich damit erheb-
liche Abgrenzungsfragen, insbesondere 
bei verarbeiteten oder zusammen- 
gesetzten Lebensmitteln.
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Darüber hinaus kann es künftig vorkom-
men, dass ein und derselbe Artikel je 
nach Verkaufsform unterschiedlichen 
Steuersätzen unterliegt (z. B. Bäckerei:  
Mitnahme 4,9 %, Verzehr vor Ort 10 %), 
was zusätzliche organisatorische  
Anforderungen mit sich bringt. 

Übergangsregelungen
Für die Anwendung des neuen Steuer- 
satzes ist der Leistungszeitpunkt  
maßgeblich.

Anzahlungen vor dem 1.7.2026 sind  
zunächst mit dem bisherigen Steuer-
satz zu versteuern, müssen jedoch bei  
Leistungserbringung entsprechend  
korrigiert werden.

Praktische Umsetzung
Neben der fachlichen Abgrenzung bringt 
die Neuregelung insbesondere tech-
nische und organisatorische Heraus-
forderungen mit sich:
•	Registrierkassen und Kassensoft- 
	 ware müssen angepasst werden.
•	 Der neue Steuersatz von 4,9 % ist  
	 insofern außergewöhnlich, als es sich 
	 um den ersten nicht ganzzahligen 
	 Umsatzsteuersatz in Österreich  
	 handelt.
•	 Bestehende Systeme verwenden häu- 
	 fig ganzzahlige Steuersätze, wodurch 
	 Umprogrammierungen erforderlich 
	 werden. 
•	 In der RKSV ist kein eigener Code für 
	 4,9 % vorgesehen; der Steuersatz 
	 muss daher systemseitig gesondert 
	 abgebildet werden. 
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•	 Teilweise kann ein Artikel mehreren 
	 Steuersätzen zugeordnet werden, 
	 was nicht alle Systeme derzeit unter- 
	 stützen.
In der Praxis liegt der größte Aufwand 
häufig in der Stammdatenpflege und 
Artikelumstellung sowie in der tech-
nischen Anpassung der Kassen- 
systeme. 
Unternehmen müssen daher rechtzeitig 
prüfen,
•	 ob ihre Kassensoftware den neuen  
	 Steuersatz korrekt verarbeiten kann
•	 ob Updates ausreichend sind oder im  
	 Einzelfall sogar Hardwareanpas- 
	 sungen bzw. Neuanschaffungen  
	 erforderlich werden

Wirtschaftliche Auswirkungen 
Die Bundesregierung erwartet durch 
die Maßnahme eine durchschnittliche 
Entlastung von rund EUR 100,00 pro 
Haushalt und Jahr sowie eine Infla- 
tionsdämpfung von bis zu 0,2  
Prozentpunkten.
Dem stehen Mindereinnahmen von 
rund EUR 400 Mio. jährlich gegenüber.

Fazit
Die Umsatzsteuersenkung stellt eine ge-
zielte Entlastungsmaßnahme im Bereich 
der Grundversorgung dar, ist jedoch mit 
erheblichen praktischen Herausforde-
rungen verbunden.
Neben komplexen Abgrenzungs- 
fragen nach der KN wird insbesondere 
die technische Umsetzung (Registrier-
kassen, Systeme, Stammdaten) für 
viele Unternehmen eine zentrale Rolle 
spielen.
Eine frühzeitige Vorbereitung ist daher 
wesentlich, um Fehler in der Abrech-
nung und damit verbundene steuerliche  
Risiken zu vermeiden.

Elisabeth Rauhofer
Bilanzbuchhalterin
E-Mail: erauhofer@pirklbauer.com   

Neue Paketabga-
ben und EU-Zoll-
maßnahmen im 
Online-Handel
Der Online-Handel unterliegt aktuell 
tiefgreifenden steuerlichen Änderungen 
auf europäischer und nationaler Ebene. 
Sowohl die Europäische Union als auch 
Österreich planen zusätzliche Abgaben 
auf Paketsendungen, die zu spürbaren 
Mehrkosten für Unternehmen und Kon-
sumenten führen können. Nachfolgend 
werden die wesentlichen Maßnahmen 
und deren praktische Auswirkungen  
zusammengefasst.

EU-weite Paketabgaben auf Drittlands- 
importe
Auf EU-Ebene wurde im Rahmen der 
Zollreform eine neue Pauschalabgabe  
für Sendungen aus Drittstaaten  
beschlossen. Ab 1. Juli 2026 soll für  
Pakete mit einem Warenwert von  
unter EUR 150,00 eine Zollgebühr von 
EUR 3,00 pro Sendung eingehoben 
werden. 
Diese Regelung stellt einen Para- 
digmenwechsel dar, da bislang Klein-
sendungen bis EUR 150,00 grundsätz-
lich zollfrei waren. Ziel ist insbesondere:
•	 Die Schaffung fairer Wettbewerbs- 
	 bedingungen zwischen EU-Händlern 
	 und Drittlandsanbietern.
•	 Die Eindämmung des starken 
	 Wachstums billiger Importware, ins- 
	 besondere aus asiatischen Märkten.
•	 Sowie eine stärkere Kontrolle der  
	 massiven Paketströme im Online- 
	 Handel. 
In der praktischen Umsetzung ist zu 
beachten, dass die Abgabe nicht zwin-
gend nur einmal pro Paket anfällt. 
Vielmehr kann sie – abhängig von der 
zolltariflichen Einordnung – pro Waren-
kategorie innerhalb einer Sendung 
mehrfach zur Anwendung kommen. 
Zusätzlich ist auf EU-Ebene eine Bear-
beitungsgebühr für Drittlandsimporte  
in Diskussion, die voraussichtlich ab  
November 2026 eingeführt werden 
könnte. Diese soll die administrativen 
Kosten der Zollbehörden abdecken. 
Langfristig plant die EU im Zuge 
der Zollreform zudem die vollstän-
dige Abschaffung der bisherigen 
EUR 150,00-Freigrenze und eine 
umfassende Neuregelung der Import- 
besteuerung ab 2028. 

SteuernSteuern
Nationale Paketabgabe in Österreich 
(„Paketsteuer“)
Parallel zu den EU-Maßnahmen ist in 
Österreich die Einführung einer natio-
nalen Paketabgabe geplant. Diese 
soll zusätzlich zu den europäischen  
Regelungen greifen und stellt damit eine 
eigenständige Belastung dar.
Nach aktuellem Gesetzesvorschlag ist 
eine Abgabe von rund EUR 2,00 pro 
Sendung vorgesehen.
Die Regelung weist folgende Kern- 
elemente auf: 
•	Anwendungsbereich: Erfasst werden  
	 Paketzustellungen an Endverbrau- 
	 cher im Inland im Rahmen des  
	 Online- und Versandhandels, unab- 
	 hängig davon, ob die Ware aus dem  
	 In- oder Ausland stammt. 
•	Betroffene Unternehmen: Insbeson- 
	 dere große Versandhändler und Platt- 
	 formen (z. B. Amazon, Temu), aber 
	 auch österreichische Online-Händler,  
	 sofern sie die relevanten Umsatz- 
	 grenzen (Versandhandelsumsätze im  
	 Inland > EUR 100 Mio.) erreichen oder  
	 über Plattformen vertreiben. 
•	Steuerschuldner: Die Abgabe ist  
	 grundsätzlich vom Versandhändler  
	 bzw. der Plattform zu entrichten,  
	 wird jedoch voraussichtlich an die  
	 Endkunden weiterverrechnet. 
•	Zeitliche Anwendung: Die neue  
	 Paketsteuer soll für Versandhandels- 
	 umsätze gelten, bei denen die Zahlung  
	 nach dem 30.09.2026 erfolgt.
Nicht erfasst sind u. a. klassische „Click 
& Collect“-Modelle (Bestellung online 
und Abholung im Geschäft) oder Liefe-
rungen, die nicht im Fernabsatz erfolgen. 
Die Maßnahme dient aus Sicht des  
Gesetzgebers mehreren Zielen:
•	Gegenfinanzierung anderer steuer- 
	 licher Entlastungen (z. B. Umsatz- 
	 steuersenkung bei Lebensmitteln),
•	Belastung des stark wachsenden  
	 Online-Handels,
•	 sowie ein Beitrag zur ökologischen  
	 Steuerung und Wettbewerbsfair- 
	 ness.

Kumulierung der Belastungen
Besonders relevant ist, dass sich die  
EU-Abgaben und die nationale Paket-
steuer kumulieren können.
Beispielsweise fällt bei einer Bestellung 
aus einem Drittstaat künftig an:
•	 der EU-Pauschalzoll von EUR 3,00  
	 (ggf. mehrfach je Warenkategorie),
•	 zusätzlich eine mögliche EU- 
	 Bearbeitungsgebühr,
•	 sowie die österreichische Paket- 
	 abgabe von rund EUR 2,00 pro  
	 Sendung.
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Zunehmender Informationsaustausch
Mit dem Krypto-Meldepflichtgesetz 
(Krypto-MPfG), das seit 1.1.2026 in 
Kraft ist, wird der automatische Informa-
tionsaustausch deutlich ausgeweitet:
•	 Kryptodienstleister melden jährlich  
	 relevante Kundendaten und Trans- 
	 aktionen.
•	 Umfasst insbesondere Handels-,  
	 Tausch- und Auszahlungsvorgänge.
•	 Erste Meldung für 2026 bis 31.7.2027.
Damit werden Krypto-Transaktionen 
künftig der Finanzverwaltung regelmäßig 
bekannt. 

Steuerpflicht – Alt- vs. Neubestand
Für die Besteuerung ist entscheidend, 
wann die Kryptowährungen angeschafft 
wurden:
•	Altbestand (vor 1.3.2021): 
	 grundsätzlich steuerfrei
•	Neubestand (§ 27b EStG): 
	 Gewinne steuerpflichtig (27,5 %)
Eine gemeldete Transaktion führt daher 
nicht automatisch zu einer Steuer-
pflicht.

Dokumentation entscheidend
Die Finanzverwaltung erhält zwar Trans-
aktionsdaten, jedoch häufig keine voll-
ständigen Informationen über Anschaf-
fungsvorgänge.

Daher gilt:
•	 Steuerpflichtige müssen den Altbe- 
	 stand nachweisen.
•	Ohne ausreichende Dokumentation  
	 kann von steuerpflichtigem Neube- 
	 stand ausgegangen werden.

Fazit
Durch den erweiterten Informations- 
austausch steigt die Transparenz im 
Kryptobereich deutlich.

Besonders wichtig sind daher:
•	 vollständige Erklärungspflichten
•	 saubere Dokumentation
•	 richtige Abgrenzung Alt-/Neubestand

Eine frühzeitige steuerliche Aufarbeitung 
hilft, Nachzahlungen und finanzstraf-
rechtliche Risiken zu vermeiden.

Damit ergibt sich eine spürbare  
Gesamtmehrbelastung je Bestellung, 
die regelmäßig im Preis des Online-
Händlers berücksichtigt und somit vom 
Konsumenten getragen werden dürfte.

Auswirkungen für Praxis 
Für Unternehmer ergeben sich mehrere 
Handlungsfelder:
•	Preisgestaltung: Die Zusatzkosten  
	 sind in die Kalkulation einzubeziehen;  
	 Margen können unter Druck geraten.
•	Vertragsgestaltung mit Plattformen:  
	 Klärung, wer die Abgaben wirtschaft- 
	 lich trägt.
•	Logistikstruktur: Bündelung oder  
	 Aufsplittung von Lieferungen kann  
	 Auswirkungen auf die Abgabenhöhe  
	 haben.
•	Compliance: Sicherstellung der kor- 
	 rekten Abfuhr der Abgaben (insbeson- 
	 dere bei Plattformmodellen).
Für Konsumenten ist mit höheren End-
preisen im Online-Handel zu rechnen, 
insbesondere bei Bestellungen aus Dritt-
staaten.

Fazit
Die neuen Regelungen führen zu einer 
systematischen Mehrbelastung von 
Online-Bestellungen, insbesondere im 
grenzüberschreitenden Handel.
Während die EU-Maßnahmen primär auf 
Drittlandsimporte abzielen, erfasst die 
österreichische Paketabgabe sämtliche 
Versandlieferungen an Endkunden 
und wirkt damit deutlich breiter.
In Summe entsteht ein mehrstufiges 
Abgabensystem, das sowohl aus  
steuerlicher als auch aus wirtschaft-
licher Sicht erhebliche Auswirkungen 
auf den Online-Handel haben wird. Eine 
frühzeitige Analyse und Anpassung der 
Geschäftsmodelle sind daher empfeh-
lenswert.

Kryptowährungen: 
steigende Trans-
parenz und Mit- 
wirkungspflichten
Einkünfte aus Kryptowährungen stehen  
zunehmend im Fokus der Finanz- 
verwaltung. Besonders relevant ist, dass 
bei ausländischen Kryptobörsen kein 
KESt-Abzug erfolgt. Gewinne müssen 
daher – sofern steuerpflichtig – im  
Rahmen der Einkommensteuer- 
veranlagung selbst erklärt werden. 

Ferialjob,  
Praktikum oder 
Schnuppern –  
worauf Arbeitgeber 
achten müssen
In den Sommermonaten beschäftigen  
viele Unternehmen Schülerinnen, Schü-
ler und Studierende. In der Praxis ist 
dabei entscheidend, welche Form der 
Beschäftigung tatsächlich vorliegt,  
weil davon Anmeldung, Entgelt- 
ansprüche und Sozialversicherung ab-
hängen. Gerade beim „Schnuppern“ 
wird häufig übersehen, dass nicht die 
Bezeichnung, sondern die tatsächliche 
Ausgestaltung maßgeblich ist.

Ferialjob
Wer im Sommer wie ein „normaler“  
Arbeitnehmer im Betrieb mitarbeitet, steht 
grundsätzlich in einem Dienstverhältnis.  
Typische Merkmale sind persönliche  
Arbeitspflicht, organisatorische Ein-
gliederung in den Betrieb, Weisungs- 
gebundenheit, Kontrolle sowie die Nut-
zung der Betriebsmittel des Arbeitgebers.  
In diesem Fall ist eine Anmeldung vor 
Arbeitsantritt erforderlich. Außerdem 
bestehen grundsätzlich Ansprüche auf 
kollektivvertragliche Entlohnung, 
Sonderzahlungen, Urlaub und Ent-
geltfortzahlung im Krankheitsfall. 
Dauert die Beschäftigung länger als  
einen Monat, sind auch BV-Beiträge  
abzuführen. 

Pflichtpraktikum ohne Taschengeld
Anders ist die Lage bei einem Pflicht-
praktikum, das im Lehrplan oder in der 
Studienordnung vorgesehen ist und bei 
dem der Lern- und Ausbildungszweck 
im Vordergrund steht. Erfolgt die Tätig-
keit ohne Geld- oder Sachbezüge und 
liegt kein Verhältnis persönlicher oder 
wirtschaftlicher Abhängigkeit vor, ist  
keine Anmeldung zur Sozialver- 
sicherung erforderlich. Ein gesetzlicher  
Unfallversicherungsschutz besteht 
dennoch. 

Stefanie Haider
Personalverrechnerin

E-Mail: shaider@pirklbauer.com  

Personalver-
rechnung
Personalver- 
rechnung
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Pflichtpraktikum mit Taschengeld
Erhalten Pflichtpraktikantinnen oder 
Pflichtpraktikanten hingegen Geld- oder  
Sachbezüge - etwa ein Taschengeld, 
sind sie grundsätzlich zur Sozial- 
versicherung anzumelden; zudem  
besteht Lohnsteuerpflicht. Dauert die 
Beschäftigung länger als einen Monat, 
sind ebenfalls BV-Beiträge zu leisten. 

Zu beachten ist außerdem: Besteht ein 
Anspruch auf kollektivvertragliche 
Entlohnung, liegt nach der ÖGK ein 
Dienstverhältnis vor. 

Schnupperlehre / individuelle Berufs-
orientierung
Eine individuelle Berufsorientierung 
(Schnupperlehre) ist nur unter be-
stimmten Voraussetzungen möglich. Sie 
kommt für Schülerinnen und Schüler im 
oder nach dem achten Schuljahr in 
Betracht, darf höchstens 15 Tage pro 
Betrieb und Kalenderjahr dauern und 
setzt unter anderem die Zustimmung 
der Erziehungsberechtigten voraus. 
Liegt kein echtes Arbeitsverhältnis 
vor und werden keine Geld- oder Sach- 
bezüge gewährt, ist keine Anmeldung 
erforderlich; der Unfallversicherungs-
schutz erfolgt über die gesetzliche 
Schülerunfallversicherung. 

Achtung bei der Abgrenzung
Wird eine Person im Betrieb aber  
tatsächlich für einfache Tätigkeiten ein-
gesetzt, sind Arbeitszeit und Arbeits-
ort vorgegeben, besteht persönliche  
Arbeitspflicht und werden die Betriebs-
mittel vom Unternehmen zur Verfügung  
gestellt, spricht dies regelmäßig für eine 
Eingliederung in den Betrieb. Dann 
liegt trotz anderer Bezeichnung ein 
Dienstverhältnis iSd § 4 Abs. 2 ASVG 
vor – und zwar auch dann, wenn kein 
Entgelt bezahlt wird. Entscheidend 
ist daher nicht, ob man die Tätigkeit 
„Schnuppern“ nennt, sondern wie sie 
tatsächlich gelebt wird. 

Fazit
Unternehmen müssen vorab klar fest-
legen, ob ein Ferialjob, ein Pflicht-
praktikum oder bloß eine Schnupper-
möglichkeit vorliegt. Vor allem beim 
Schnuppern ist auf eine saubere Abgren-
zung zu achten, weil bei einer faktischen 
Eingliederung rasch ein anmelde- 
pflichtiges Dienstverhältnis entstehen  
kann. Im Hotel- und Gastgewerbe  
können Praktika überhaupt nur im  
Rahmen eines Dienstverhältnisses  
absolviert werden.

Interne EckeInterne Ecke

v.l.n.r.: Mag. Andreas Pirklbauer, LL.M., KommR MMag. Gerhard Pirklbauer, MBA, 
Mag. Raffael Winkler
Foto: Gabriele Lackner-Stauss

Wir freuen uns, im Jahr unseres 40-jährigen Bestehens einen wichtigen Schritt für die 
Zukunft unserer Kanzlei setzen zu dürfen:

Mag. Andreas Pirklbauer, LL.M., ist seit Jänner 2026 als Geschäftsführer und  
Partner tätig. Mit 1. Juli 2026 wird auch Mag. Raffael Winkler in die Geschäftsführung 
aufgenommen und tritt als Partner ein.

Mit der Erweiterung unseres Partnerkreises stellen wir die Weiterentwicklung  
unserer Kanzlei langfristig auf eine breite Basis und leiten gleichzeitig die strukturierte  
Nachfolge ein.

Damit verbinden wir Bewährtes mit neuen Impulsen und stellen die Weichen für die 
nächste Generation.


